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1 Problematik 
Parkplätze auf Rastplätzen dienen der kurzzeitigen Erholung der Verkehrsteilnehmenden. Immer wieder 
kommt es jedoch vor, dass Fahrzeuge über einen längeren Zeitraum auf diesen Parkflächen abgestellt oder 
gar endgültig "entsorgt" werden. Nachstehend soll das diesbezügliche Vorgehen des ASTRA bzw. der 
Gebietseinheit aufgezeigt werden. 
 
 

2 Vorgehen 
Stellt die Gebietseinheit im Rahmen ihrer Tätigkeit entlang der Nationalstrassen ein verlassenes Fahrzeug 
(mit oder ohne Kontrollschild) fest, sind immer die zuständigen Polizeibehörden zu informieren. Diese 
besorgen gemäss Artikel 57a Absatz 2 des Strassenverkehrsgesetzes vom 19. Dezember 1958 (SR 741.01) 
den Ordnungs- und Sicherheitsdienst und die polizeiliche Fahndung sowie bei Straftaten jeder Natur die 
unaufschiebbaren Massnahmen auf Autobahngebiet. Die Polizei entscheidet im Einzelfall über das weitere 
Vorgehen gestützt auf ihre eigenen Rechtsgrundlagen. Allfällige Kosten in diesem Zusammenhang (z.B. für 
das Abschleppen) gehen in der Regel zu Lasten des fehlbaren Fahrzeughalters. Das ASTRA muss sich 
nicht an diesen Kosten beteiligen. Insbesondere können dem ASTRA keine Kosten für das Entsorgen von 
schrottreifen Fahrzeugen in Rechnung gestellt werden. Im Zusammenhang mit Fahrzeugen, die auf 
Rastplätzen "entsorgt" werden, gelten die gesetzlichen Bestimmungen des Umweltschutzrechtes 
(Umweltschutzgesetz des Bundes sowie entsprechende Ausführungsbestimmungen des kantonalen 
Rechts). Im Abfallrecht wird grundsätzlich unterschieden zwischen Siedlungs- und übrigen Abfällen; 
schrottreife Fahrzeuge fallen unter die Kategorie "übrige Abfälle". Gemäss Artikel 31c Absatz 1 des 
Umweltschutzgesetzes vom 7. Oktober 1983 (USG; SR 814.01) sind die übrigen Abfälle durch den Inhaber 
zu entsorgen. Die Kostenverteilung bemisst sich nach Artikel 32 USG. Gemäss dieser Bestimmung trägt 
primär der Inhaber die Kosten der Abfallentsorgung (Abs. 1). Kann dieser nicht ermittelt werden oder ist er 
zahlungsunfähig, so tragen die Kantone die Kosten der Entsorgung (Abs.2). Keine Rolle spielt hier, dass ein 
solches Fahrzeug unzulässigerweise auf einem Nationalstrassengrundstück deponiert wurde. 
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